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KURZ KOMMENTIERT

Agrarmarkt

Rinder- oder Butterberg?
Am 16,7.1974 beschloß der Agrar-Ministerrat der 
EG nach langer Diskussion einen vorläufigen 
Einfuhrstopp für Rindfleisch aus Drittländern. Da­
mit ist das häufig genug kritisierte EG-Agrarsystem 
um eine Diskriminierung reicher. Anlaß dieser 
schwerwiegenden handelspolitischen l\/laßnahme 
ist das starke Überangebot auf dem europäischen 
Fleischmarkt, das in seinen Auswirkungen einer­
seits Bauernproteste und andererseits durch In­
terventionskäufe der EG überquellende Kühlhäu­
ser hervorrief.

Ob diese Aktion „Schotten dicht“, die von flan- 
kierenden Maßnahmen (Sozialfleisch, Abschlacht- 
Verhinderungsprämien, Exportförderung) beglei­
tet wird, auch nur kurzfristige Erfolge bescheren 
wird -  nämlich Markträumung und Angleichung 
der Erzeugerpreise an die EG-Orientierungs- 
preise bleibt zweifelhaft. Das Absatzdilemma 
wird durch die scherenförmige Entwicklung von 
Erzeugerpreisen und Verbraucherpreisen ver­
stärkt, außerdem ist ein zunehmendes Preis­
bewußtsein der Fleischkonsumenten spürbar. Nicht 
betroffen von der Anwendung der Importschutz­
klausel sind ferner die im GATT zugesicherten 
Einfuhrkontingente.

Mittel- bis langfristig können die Maßnahmen der 
europäischen Fleischpolitik sogar zu einer erneu­
ten Mangellage, wie sie noch vor zwei Jahren 
bestand, führen. Sinkende Erzeugerpreise, Ab- 
schiacht-Verhinderungsprämien und einige natio­
nale (besonders französische) Stützungsmaßnah­
men fördern nämlich die Rückwendung der ent­
täuschten Bauern zur immer noch ertragreicheren 
Milchwirtschaft. Die EG könnte bald wieder auf 
die Fleischlieferungen aus Jugoslawien, Öster­
reich und den südamerikanischen Staaten ange­
wiesen sein, denen die Tür zum europäischen 
Markt vor der Nase zugeschlagen wurde. Inner­
halb der Gemeinschaft verlagert sich das Über­
schußproblem nur: vom Rinder- zum Butterberg. Ie

Arabische Liga

Start zum Dialog
In Paris hat am 31.Juli das erste Treffen der seit 
mehr als einem halben Jahr geplanten Gesprächs­
runde zwischen Vertretern der EG und der Ara­
bischen Liga begonnen, die auf einen ursprüng­
lich bereits auf der Kopenhagener EG-Gipfelkon- 
ferenz vom Dezember 1973, gefaßten Beschluß 
zurückgeht. Zweck dieses Treffens soll eine Eini­

gung über den weiteren Ablauf des europäisch­
arabischen Dialogs sein. Vermutlich wird man 
sich auf die Bildung einer Kommission einigen, 
die bereits im September ihre Arbeiten über eine 
Grundsatzerklärung aufnehmen soll. Darüber hin­
aus wird man über die Einsetzung von Arbeits­
gruppen sprechen, die sich mit Fragen der indu­
striellen Kooperation, der Landwirtschaft, der Ver­
kehrsverbindungen, der Investitionen, der For­
schung, der Ausbildung von Fachkräften und der 
kulturellen Beziehungen befassen. Von einer Be­
handlung des Ölversorgungsthemas ist bisher 
offiziell nicht die Rede. Es dürfte aber klar sein, 
daß dieses zentrale Thema aufgrund der EG-In- 
teressenlage früher oder später in die Gespräche 
einbezogen werden muß.
Die Erfolgsaussichten des europäisch-arabischen 
Dialogs stehen und fallen mit der Bereitschaft der 
Förderstaaten, über eine gesicherte Rohölversor­
gung zu vernünftigen Preisen — die weit unter 
den gegenwärtigen liegen — zu sprechen. Im 
Gegenzug muß die EG zwangsläufig bereit sein, 
ihrerseits Abnahmegarantien für Exportprodukte 
der mit ihrer Hilfe in den arabischen Staaten er­
stellten Industrien anzubieten — auch wenn die­
ses auf den Märkten der Neunergemeinschaft zu 
Schwierigkeiten führt. Allerdings ist zu befürch­
ten, daß sich die EG-Staaten untereinander nur 
schwer über derartige Abnahmegarantien einigen 
werden. Vermutlich wird es gerade den zahlungs­
bilanzpolitisch am stärksten betroffenen Mitglied­
staaten — die am ehesten an einem erfolgreichen 
europäisch-arabischen Dialog interessiert sein 
sollten — an Einsicht zur Marktöffnung mangeln.

hh
Krupp—Iran

Ei des Kolumbus?
Nur die Bildzeitung zeigte sich alarmiert: „Die 
Perser kaufen Krupp!“ Die übrige „Fach“-Presse 
feierte dagegen die der Meldung zugrundelie­
gende 25%-Schachtelbeteiligung als das „Ei des 
Kolumbus“, als einen Weg, gleichzeitig mehrere 
Probleme zu lösen: In der Verbindung von Tech­
nologie und Kapital seien neue Formen der inter­
nationalen Arbeitsteilung gefunden worden, zum 
ersten Mal entstünde ein wirklicher industrieller 
Verbund zwischen einem Industrie- und einem 
Entwicklungsland, gleichzeitig zeichne sich eine 
Lösung des Problems des „Recycling“ der wäh­
rungspolitisch brisanten Ölmilliarden in den Wirt­
schaftskreislauf der Industrieländer ab.

Ansätze zur Lösung der entwicklungs- und wäh­
rungspolitischen Probleme zeigt diese Transak-
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tion in der Tat, eine umfassende Lösungsmögiicii- 
!<eit tut sich jedocii wolii kaum auf. Die großange­
legte Kooperation muß sicii angesiciits der immer­
hin vorsteilbaren Interessengegensätze zwischen 
den beiden sehr verschiedenen Partnern in der 
Praxis erst noch bewähren. Das Schicksal vieler 
sogenannter „joint ventures“ stimmt nicht gerade 
optimistisch. Zur Lösung der währungspolitischen 
Probleme bieten derartige Transaktionen zwar 
die besten Voraussetzungen: die I\/1ittel bilden — 
da langfristig gebunden — keinen Störfaktor mehr, 
und die zahlungsbilanzmäßigen „pay-off“-Perio- 
den solcher Investitionen sind relativ lang, da 
nur die vergleichsweise geringen Ausschüttungen 
im Investorland zurücktransferiert werden. Solche 
Operationen können jedoch vom Volumen her 
nur einen sehr begrenzten Beitrag zum Retrans- 
fer der Ölüberschüsse leisten, denn die Beteili­
gungsmöglichkeiten sind im Vergleich zu den 
anlagesuchenden Mitteln gering. So beträgt der 
Börsenwert sämtlicher deutscher Aktien ca. 50 bis 
60 Mrd. $ — ein Wert, der in etwa gerade einem 
Jahresüberschuß der ölexportierenden Länder 
entspricht. pg

Assoziierungsverhandlungen

Verheißungsvoller Auftakt
Am  25. und 26. Juli tagten in Kingston, der Haupt­
stadt Jamaikas, Vertreter der Europäischen Ge­
meinschaft und von 44 Assoziierten oder zur As­
soziation eingeladenen Entwicklungsländern aus 
Afrika, dem karibischen und pazifischen Raum 
(AKP-Länder). Die Politiker und Experten mußten 
bei diesem Treffen Schritte für die Erneuerung 
und die Erweiterung der handels- und entwick­
lungspolitischen Bindungen zwischen der EG und 
diesen Ländern der Dritten Welt einleiten, weil 
Ende Januar 1975 der Assoziationsvertrag von 
Jaunde für 19 durchweg frankophone Staaten 
ausläuft. Eine Verlängerung dieses Abkommens 
in seiner bisherigen Form war u. a. bereits durch 
die Assoziierungsforderung angiophoner Länder, 
vor allem in Asien, in Zusammenhang mit dem 
Beitritt Großbritanniens zur EG unwahrscheinlich 
geworden. Zudem hatten viele der geladenen Ver­
treter der AKP-Staaten bereits Forderungen an­
gemeldet, die über den Inhalt der geltenden As­
soziierungsabkommen hinausgingen.

Die EG erklärte sich in Kingston bereit, einen 
Fonds von 250 bis 300 Mill. Rechnungseinheiten 
bereitzustellen, der zur Stabilisierung der Export­
erlöse der AKP-Länder bei bestimmten preis­
empfindlichen Agrarprodukten eingesetzt werden 
soll. Weitaus wichtiger scheint aber der Be­
schluß, daß in Zukunft die handelspolitische Zu­
sammenarbeit mit den AKP-Staaten verbessert 
und damit langfristig die Folgen der weltwirt-

schaftlichen Ungleichgewichte und des Preisver­
falls beseitigt werden sollen. Diese Einigung ist 
insofern bemerkenswert, als in den EG-Mitglied- 
staaten die Lösung binnenwirtschaftlicher Pro­
bleme Vorrang genießt und das politische Inter­
esse vor allem dem eigenen Wachstum nach der 
Energiekrise gilt. Insofern hat die Konferenz von 
Kingston Ergebnisse gebracht, die den Willen zur 
Zusammenarbeit erkennen lassen. Jetzt liegt es 
an den Politikern, konkrete Formen der handels­
politischen Zusammenarbeit zu entwickeln und 
durchzusetzen. mk

Kooperation

Beteiligung in Ungarn
Obwohl zwischen ungarischen und deutschen Un­
ternehmen bis heute etwa 150 Kooperationsver­
träge bestehen, verdient der im Juli zwischen der 
Siemens AG, Berlin/München, und der Intercoope­
ration AG für Handelsförderung, Budapest, ge­
schlossene Kooperationsvertrag besondere Be­
achtung. Erstmals werden auch in der deutsch­
ungarischen Kooperation die grundsätzlich bereits 
seit 1971 bestehenden gesetzlichen Möglichkeiten 
der Einlage ausländischen Kapitals in ungarische 
Unternehmen (bis zu 4 9 %  des Unternehmens­
kapitals) genutzt.

Dieser Vertrag dürfte dem ungarischen Interesse 
an der intersystemaren Kooperation besonders 
entgegenkommen, da es sich um eine Zusammen­
arbeit in dem wachstumsrelevanten Bereich der 
Elektrotechnik handelt. Zudem könnte Siemens 
im Rahmen einer Kapitalbeteiligung eher bereit 
sein, langfristig höherwertige Technologie abzu­
geben als sie dieses im Rahmen weniger intensi­
ver Kooperationsformen zu tun bereit wäre, da 
hier die Möglichkeit der direkten Einflußnahme 
auf die Geschäftspolitik des Unternehmens erhöht 
wird.

Allerdings ist dieser erste deutsch-ungarische 
Joint-Venture-Vertrag wohl kaum als Beginn einer 
intensiven Entwicklung deutscher Direktinvestitio­
nen in Ungarn zu werten. Zum einen dürften der­
artige Projekte für den deutschen Partner näm­
lich weniger als Kapitalanlage bedeutungsvoll 
sein als zur Schaffung günstiger Absatzmöglich­
keiten; und dieses Ziel läßt sich auch im Rahmen 
anderer Formen der Kooperation verwirklichen. 
Zum anderen ist es symptomatisch, daß das erste 
gemeinsame deutsch-ungarische Unternehmen 
allein Dienstleistungs- und Informationsfunktionen 
hat, nicht aber die Aufgaben eines Produktions­
betriebes wahrnimmt. Da Kapitalbeteiligungen im 
Produktionsbereich nur bei „außergewöhnlich 
starkem Interesse“ seitens der Ungarn genehmigt 
werden, wird der Anwendungsbereich für Joint- 
Ventures naturgemäß stark eingeengt. pp
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